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Initiativantrag 

der unterzeichneten freiheitlichen Abgeordneten 

betreffend 

ausreichende Deutschkenntnisse vor Schulbeginn 

 

 

Gemäß § 25 Abs. 6 der Landtagsgeschäftsordnung wird dieser Antrag als dringlich 

bezeichnet. 

 

Der Oö. Landtag möge beschließen: 

 

Resolution 

 

Die Oö. Landesregierung wird aufgefordert,  

1. sich bei der Bundesregierung für eine Änderung des Schulpflichtgesetzes (§ 6 Abs 2b) 

hinsichtlich der Schulreife, welche ausreichende Deutschkenntnisse als zusätzliche 

Voraussetzung beinhalten soll, einzusetzen, 

2. sich bei der Bundesregierung für die Abschaffung des Status "außerordentlicher Schüler" (§ 4 

Abs 2 lit a SchuG) einzusetzen, und 

3. die rechtlichen Rahmenbedingungen zu schaffen, um eigene Förderklassen für Kinder mit 

unzureichenden Deutschkenntnissen einzurichten.  

 

 

Begründung 

 

Für jeden siebten Schüler in Oberösterreich ist Deutsch nicht die Muttersprache. Aus einer 

Anfragebeantwortung von Landeshauptmann Pühringer geht hervor, dass 42 Prozent der 

oberösterreichischen Volksschulkinder davon als außerordentliche Schüler geführt werden. Das 

heißt, dass die Schüler zwar am Regelunterricht teilnehmen, aber nur teilweise oder gar nicht 

benotet werden, da sie dem Unterricht aufgrund mangelnder Sprachkenntnisse nicht folgen 

können. Konkret ist von über 5.300 Volksschulkindern die Rede.  

 

Da Schüler mit Migrationshintergrund über schlechtere Deutschkenntnisse verfügen, erreicht jedes 

dritte Kind nicht die Bildungsziele der Unterstufe. Daher ist Handlungsbedarf gegeben. Die 

Schulreife ist an die vorliegenden, alarmierenden Gegebenheiten anzupassen und hinreichende 

Sprachkenntnisse sind als notwendiges Kriterium gesetzlich festzuschreiben. 

 

 



 

Bis die Kinder über ausreichend Deutschkenntnisse verfügen, um dem Regelunterricht in 

deutscher Sprache folgen zu können, sollten sie in eigenen Förderklassen unterrichtet werden. Die 

Notwendigkeit des Status "außerordentlicher Schüler" ist somit nicht mehr gegeben.  

 

Linz, am 21. Jänner 2013 

 

(Anm.: FPÖ-Fraktion) 
Steinkellner, Povysil, Schießl, Klinger, Cramer, Lackner, Wall, Mahr, Nerat 


